
ters, die in der Straftat zum Ausdruck kommt, begrün­
det liegt.
Das hat das Kreisgericht bei seiner Entscheidung außer 
acht gelassen. Es hat lediglich festgestellt, daß der An­
geklagte die Heilstätten wiederholt unerlaubterweise 
verlassen und sich über die ihm auferlegten Beschrän­
kungen hinweggesetzt hat. Von wesentlicher Bedeutung 
im Interesse einer objektiven Einschätzung seines straf­
baren Verhaltens sind darüber hinaus aber die Um­
stände, die ihn zu dieser Verhaltensweise veranlagten, 
mit welcher Intensität er sich über seine gesellschaft­
lichen Pflichten hinwegsetzte und welche Folgen durch 
seine Handlungen verursacht wurden, insbesondere in 
welcher Weise und in welchem Maße die Gesundheit 
anderer Bürger dadurch gefährdet worden ist.
Auch wenn die weitere Sachaufklärung ergeben sollte, 
daß der Angeklagte hinsichtlich aller ihm zur Last 
gelegten Handlungen strafbar ist, wird das Kreisge­
richt auf eine Strafe ohne Freiheitsentzug in Höhe von 
sechs bis neun Monaten zu erkennen haben.

§2 Abs. 2 des Gesetzes, betr. die Entschädigung für 
unschuldig erlittene Untersuchungshaft, vom 14. Juli 
1904 (RGBL S. 321).
1. Die Zuerkennung oder Versagung der Entschädigung 
für unschuldig erlittene Untersuchungshaft hängt nicht 
von der Schuldfähigkeit des Verhafteten ab. Wird also 
ein Jugendlicher wegen Fehlens der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit freigesprochen, so steht ihm ein 
Entschädigungsanspruch nicht zwangsläufig zu.
2. Ob eine Handlung eines nicht schuldfähigen Bürgers 
eine grobe Unredlichkeit oder Unsittlichkeit in sich 
geschlossen hat, die zur Verwirkung des Anspruchs auf 
Entschädigung für unschuldig erlittene Untersuchungs­
haft führt, richtet sich stets nach' objektiven Kriterien, 
d. h. nach den politisch-moralischen und rechtlichen 
Anschauungen der Werktätigen.
OG, Urt. vom 23. Dezember 1966 — 5 Zst 13/66.
Das Kreisgericht hat den Jugendlichen K. wegen Un­
zucht mit Kindern (§ 176 Abs. 1 Ziff. 3 StGB) verurteilt 
und Heimerziehung angeordnet.
Auf die Berufung hat das Bezirksgericht den Jugend­
lichen wegen Fehlens der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit unter Auferlegung einer Weisung (§§ 4 Abs. 2, 
11 JGG) freigesprochen. Ferner hat es ihm-einen An­
spruch auf Entschädigung für unschuldig erlittene Un­
tersuchungshaft zuerkannt.
Gegen diesen Beschluß richtet sich der zuungunsten des 
Jugendlichen gestellte Kassationsantrag des General­
staatsanwalts. Er hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht begründete seine Entscheidung da­
mit, daß der Jugendliche ungerechtfertigt und unschul­
dig in Untersuchungshaft gewesen sei und ihm des­
halb ein Entschädigungsanspruch zustehe.
Das Bezirksgericht ist bei seiner Entscheidung von § 1 
Abs. 1 des Gesetzes, betr. die Entschädigung für un­
schuldig erlittene Untersuchungshaft, vom 14. Juli 1904 
(RGBl. S. 321) ausgegangen, wonach Personen, die 
im Strafverfahren wegen erwiesener Unschuld freige­
sprochen wurden, auch Entschädigung für die erlittene 
Untersuchungshaft verlangen können. Es hat aber die 
in § 2 Abs. 2 des Gesetzes genannten Ausschließungs­
gründe nicht beachtet. Es hat nicht erkannt, daß die 
Tat grob unredlich bzw. unsittlich im Sinne von § 2 
Abs. 2 des Gesetzes war.
Das Oberste Gericht hatte mit seiner Entscheidung vom 
28. November 1958 — 2 Zst II 87/58 — dargelegt, daß sich 
die Beurteilung, ob eine Tat grobe Unredlichkeit oder 
Unsittlichkeit in sich geschlossen hat, stets nach den 
in der Deutschen Demokratischen Republik herrschen­

den moralischen, politischen und rechtlichen An­
schauungen der Werktätigen richte und nicht von der 
Schuldfähigkeit des Täters abhänge. Demgegenüber 
wurde mit einer späteren Entscheidung — 3 Ust II 42/61
— die Auffassung vertreten, daß bei einem Freispruch 
mangels Zurechnungsfähigkeit des Angeklagten die 
Ausschließungsgründe des § 2 Abs. 2 nicht vorliegen 
könnten, weil in seinem Verhalten durch das Fehlen 
der subjektiven Voraussetzungen der Schuld auch 
keine grobe Unredlichkeit oder Unsittlichkeit erblickt 
werden könne.
Mit Zustimmung des Präsidiums des Obersten Gerichts 
wird diese Auffassung hiermit aufgegeben. Das Vorlie­
gen einer groben Unredlichkeit oder Unsittlichkeit auch 
bei einem nicht schuldfähigen Bürger richtet sich stets 
nach objektiven Kriterien, d. h. nach den herrschenden 
politisch-moralischen und rechtlichen Anschauungen 
der Werktätigen.
Die Zuerkennung oder Versagung einer Entschädigung 
ist nicht von der Schuldfähigkeit abhängig. Die gegen­
sätzliche Auffassung würde dazu führen, daß jeder 
zurechnungsunfähige Täter und jeder mangels Entwick­
lungsreife schuldlose Jugendliche eine Entschädigung 
erhalten müßte. Eine solche Folge strebt das Gesetz 
nicht an. Es orientiert vielmehr auf eine differenzierte 
Entscheidung in jedem Einzelfall. Gegen die genannte 
Auffassung spricht auch der Wortlaut des Gesetzes 
selbst. Die Voraussetzungen für ein Versagen der 
Entschädigung sind nicht an den strafrechtlichen Hand­
lungsbegriff geknüpft, aus dem eine-subjektive Schuld­
seite herzuleiten wäre. Es heißt im Gesetz ausdrück­
lich, daß der Anspruch auf Entschädigung ausgeschlos­
sen werden kann, wenn die zur Untersuchung gezogene 
Tat des Verhafteten eine grobe Unredlichkeit oder Un­
sittlichkeit in sich geschlossen hat. Damit wird deut­
lich gemacht, daß allgemein geltende Rechts- urld 
Moralauffassungen dafür maßgeblich sein müssen.
Das Verhalten des Jugendlichen K. bestand darin, daß 
er ein Kind zur Durchführung unzüchtiger Handlungen 
veranlaßte. Ein solches Verhalten schadet der gesun­
den Entwicklung eines Kindes und stört erheblich des­
sen sittliche Erziehung durch die Gesellschaft. Es ver­
stößt erheblich gegen die sozialistischen Moralauffas­
sungen und schließt eine solche grobe Unsittlichkeit 
im Sinne des Gesetzes in sich ein. Daher war es nicht 
gerechtfertigt, dem freigesprochenen Jugendlichen für 
die erlittene Untersuchungshaft eine Entschädigung zu 
gewähren.

Zivilrecht
§ 9 des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung straf­
rechtlicher und verfahrensrechtlicher Bestimmungen 
vom 17. April 1963 (GB1.I S.65); §§91 ff. ZPO; §823 
BGB.
1. Die Kassation der Gründe eines Zivilurteils ist ins­
besondere dann zulässig, wenn die Gründe auf einer 
fehlerhaften Auslegung von gesetzlichen Bestimmun­
gen beruhen und daher einem der Beteiligten rechtliche 
Nachteile bringen.
Voraussetzung einer Gründekassation ist auf jeden Fall, 
daß das Kassationsgericht das Ergebnis des Urteils des 
Instanzgerichts billigt.
2. Die von Amts wegen nach formellen Gesichtspunkten
— grundsätzlich nach dem Obsiegen und Unterliegen — 
zu treffende Kostenentscheiduhg im Zivilprozeß schließt 
eine spätere Nachprüfung, wer aus materiellen Grün­
den die Kosten zu tragen hat, nicht ausnahmslos aus.
3. Wird ein Dritter durch einen Scheinvertrag in seinem 
Vermögen geschädigt, so kann er Schadenersatz nach 
§ 823 Abs. 1 BGB fordern. Das gilt auch für Prozeß­
kosten, die durch einen Scheinvertrag entstanden sind, 
an dessen Wirksamkeit der Geschädigte noch während
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